	BEKANNTMACHUNG DES INTERNEN AUSWAHLVERFAHRENS

COM/INT/EU2/10/AD5

VERWALTUNGSRÄTE (AD5)

BULGARISCHER ODER RUMÄNISCHER Staatsbürgerschaft




Die Europäische Kommission führt Zulassungstests und ein internes Auswahlverfahren aufgrund von Befähigungsnachweisen und Prüfungen zur Ernennung von Verwaltungsräten (AD5) bulgarischer oder rumänischer Staatsbürgerschaft durch. 
Die Europäische Kommission verfolgt eine Politik der Chancengleichheit und nimmt statutsgemäß die Bewerbungen ohne Ansehen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Überzeugungen, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Abstammung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung entgegen. Jeder Hinweis in dieser Bekanntmachung, der sich auf Personen männlichen Geschlechts bezieht, gilt ebenso für Frauen.
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I.
 VORBEMERKUNG
1.
Allgemeines

Um ihren Bedarf an Beamten aus Bulgarien und Rumänien zu decken, führt die Europäische Kommission Zulassungstests und ein internes Auswahlverfahren aufgrund von Befähigungsnachweisen und Prüfungen zur Ernennung von Verwaltungsräten (AD5) bulgarischer oder  rumänischer Staatsbürgerschaft durch.

2.
Angestrebte Zahl erfolgreicher Bewerber: 80
3.
Prüfungsausschuss


Die Namen der Mitglieder des Prüfungsausschusses werden im My IntraComm auf der Website „Personal und Verwaltung“ unter „Auswahlverfahren“ veröffentlicht:
 http://myintracomm.ec.europa.eu/hr_admin/de/competitions/Seiten/index.aspx

Den Bewerbern ist es förmlich untersagt, sich persönlich oder über Dritte an den Prüfungsausschuss zu wenden. Jeder Verstoß gegen diese Regel führt zum Ausschluss vom Auswahlverfahren.

Der Schriftwechsel im Zusammenhang mit dem Auswahlverfahren erfolgt über die Funktionsmailbox EPSO COM-INT-EU2-10-AD5 des mit dem internen Auswahlverfahren befassten Sekretariats.
II.
ART DER TÄTIGKEITEN
1.
Aufgaben

Anhand allgemeiner Leitlinien selbständige Ausübung verschiedener Aufgaben in den Bereichen Analyse, Konzeption, Überprüfung, Verwaltung, Kontrolle, Koordination und Verhandlungsführung in Bezug auf die Tätigkeiten der Europäischen Union, beispielsweise:

· Vorbereitung, Ausarbeitung und Umsetzung der Initiativen der Union, insbesondere Prüfen von Akten, Erstellen von Berichten und Abfassen von Rechtsaktentwürfen sowie anderer Rechtstexte, Teilnahme an Beratungen und Verhandlungen innerhalb des Organs, gegebenenfalls mit Vertretern  der Mitgliedstaaten aus Wirtschaft und Gesellschaft und mit den übrigen Organen der Union,

· Teilnahme an internationalen Verhandlungen, Durchführung bilateraler und multilateraler Übereinkommen, Anwendung der handels- bzw. entwicklungspolitischen Instrumente,

· Verwaltung und Umsetzung der Politik und der Aktionsprogramme der Union in den Tätigkeitsbereichen der Kommission, einschließlich Projektmanagement,

· Vorbereitung, Entwicklung und Durchführung unterstützender Aufgaben, 

Die Kommission legt besonderen Wert auf die Fähigkeit der Bewerber, unterschiedliche und oftmals komplexe Problemstellungen zu erfassen, auf neue Gegebenheiten rasch zu reagieren und sich verständlich auszudrücken. Erwartet werden außerdem Eigeninitiative, Kreativität und ein hohes Maß an Motivation. Die Bewerber müssen belastbar sein, allein oder im Team arbeiten und sich an ein multikulturelles Arbeitsumfeld anpassen können. Die Bereitschaft zur Fortbildung während der gesamten beruflichen Laufbahn ist unerlässlich.
2.
Dienstort


Brüssel, Luxemburg oder jeder andere Dienstort der Kommission.

III.
ZULASSUNGSBEDINGUNGEN
1.
Allgemeine Zulassungsbedingungen
Zum Zeitpunkt des in dieser Bekanntmachung genannten Anmeldeschlusses müssen die Bewerber 
a) die bulgarische oder rumänische Staatsbürgerschaft haben,
b) im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte sein,

c) sich ihren Verpflichtungen aus den für sie geltenden Wehrgesetzen nicht entzogen haben,
d) ein Führungszeugnis vorlegen können, aus dem hervorgeht, dass sie den mit der Tätigkeit verbundenen sittlichen Anforderungen gerecht werden.
2.
Dienstverhältnis


Die Bewerber müssen

a)
sich zum Zeitpunkt des in dieser Bekanntmachung genannten Anmeldeschlusses als Beamte oder Zeitbedienstete bei der Kommission oder den ihr unterstellten Dienststellen insbesondere in einer der folgenden dienstrechtlichen Stellungen im Sinne der Artikel 35 ff des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften befinden: „aktiver Dienst“, „Beurlaubung zum Wehrdienst“, „Elternurlaub oder Urlaub aus familiären Gründen“, „Abordnung im dienstlichen Interesse“ oder „Abordnung auf eigenen Wunsch“ (in den ersten sechs Monaten ihrer Abordnung).
b) seit dem 16. Februar 2007 und bis zum Zeitpunkt des in dieser Bekanntmachung genannten Anmeldeschlusses ein Dienstalter von mindestens 6 Monaten als Beamte und/oder Zeitbedienstete bei der Europäischen Kommission und/oder den ihr unterstellten Dienststellen erworben haben.

Bei der Berechnung des Dienstalters werden die Zeiten „im aktiven Dienst“ und „im dienstlichen Interesse abgeordnet“ im Sinne der Artikel 35 ff des Statuts berücksichtigt.

3.
Befähigungsnachweise und Bildungsabschlüsse
Zum Zeitpunkt des in dieser Bekanntmachung genannten Anmeldeschlusses müssen die Bewerber über ein Bildungsniveau verfügen, das einem abgeschlossenen Hochschulstudium mit einer Regelstudienzeit von mindestens drei Jahren entspricht.

Der Prüfungsausschuss berücksichtigt hierbei die Unterschiede zwischen den unterschiedlichen Ausbildungsstrukturen. Die EPSO-Website enthält unter folgender Adresse Beispiele der erforderlichen Mindestabschlüsse: http://www.eu-careers.de.

4.
Berufserfahrung

Es wird keine zusätzliche Berufserfahrung vorausgesetzt (unbeschadet davon gelten die Voraussetzungen bezüglich des bei der Europäischen Kommission erworbenen Dienstalters gemäß Abschnitt III Punkt 2 Buchstabe b).

5.
Sprachkenntnisse

Die Bewerber müssen über Kenntnisse in einer Hauptsprache (Sprache 1) und einer zweiten Sprache (Sprache 2) verfügen (siehe unten). Die gewählten Sprachen sind auf dem elektronischen Anmeldeformular anzugeben. Diese Wahl kann nach der Registrierung der Anmeldung nicht mehr geändert werden.
a) Hauptsprache (Sprache 1)
Die Bewerber müssen gründliche Kenntnisse der bulgarischen bzw. rumänischen Sprache besitzen.
Zu beachten: Der Prüfungsausschuss überprüft, ob die als Sprache 1 angegebene Sprache tatsächlich den Kriterien der Hauptsprache des Bewerbers entspricht. 
b) zweite Sprache (Sprache 2)

Die Bewerber müssen ausreichende Deutsch-, Englisch- oder Französischkenntnisse besitzen. 
Gemäß Artikel 45 Absatz 2 des Statuts muss ein Beamter vor seiner ersten Beförderung nach der Einstellung nachweisen, dass er in einer dritten Sprache arbeiten kann.

IV.
ANMELDUNG
Vor der Anmeldung zum internen Auswahlverfahren haben die Bewerber sorgfältig zu prüfen, ob sie sämtliche Zulassungsbedingungen erfüllen.
1.
Frist für die elektronische Anmeldung
Die Frist für die elektronische Anmeldung endet am 22. Februar 2010 um 12.00 Uhr (mittags) Brüsseler Zeit.
2.
Einzelheiten der Anmeldung

Die Bewerber werden gebeten, die Anleitung für die Anmeldung zu einem internen Auswahlverfahren der Kommission im Anhang der Verwaltungsmitteilung Nr. 04-2010 vom 22. Januar 2010 zu beachten. Sie enthält genaue Anweisungen für eine ordnungsgemäße Bewerbung.
Die Bewerber werden gebeten, über das Portal My IntraComm die Verwaltungsmitteilung Nr. 04-2010 vom 22. Januar 2010 aufzurufen und sich den Anweisungen entsprechend in folgenden drei Schritten anzumelden:

a)  Erstellen des EPSO-Kontos
Ohne ein gültiges EPSO-Konto kann keine Bewerbung eingereicht werden. Es bildet die elektronische Schnittstelle zwischen dem Sekretariat des Prüfungsausschusses und dem Bewerber.
Hat der Bewerber bereits für ein anderes Auswahlverfahren ein EPSO-Konto eingerichtet und noch immer dieselbe E-Mail-Adresse, so kann das bestehende EPSO-Konto mit dem zugehörigen Passwort verwendet werden.
b)
Elektronische Anmeldung zum internen Auswahlverfahren
Die Anmeldung erfolgt elektronisch über das EPSO-Konto.

Nach Abschluss des Anmeldeverfahrens erscheint auf dem Bildschirm eine Nummer. Bitte notieren Sie diese und geben Sie sie bei jeder künftigen Bezugnahme auf Ihre Anmeldung an. Mit dem Erscheinen der Nummer ist die Anmeldung zum Auswahlverfahren abgeschlossen. Die Nummer ist der Nachweis dafür, dass die Daten registriert wurden.
WICHTIG: Wird keine Nummer angezeigt, so bedeutet dies, dass die Anmeldung zum Auswahlverfahren nicht registriert wurde!
Die Bewerber geben auf dem elektronischen Anmeldeformular das gewählte Thema für die schriftliche und die mündliche Prüfung an. Dieses Thema muss gewählt werden aus den Bereichen: Recht, Ökonomie, Mikroökonomie/Unternehmensführung, Informatik, Europäische öffentliche Verwaltung.  Das Thema der schriftlichen Prüfung und das Thema der mündlichen Prüfung müssen unbedingt gleich sein. Jeder Verstoß gegen diese Regel führt zum Ausschluss vom Auswahlverfahren.
c) Übersendung einer Beschreibung der Berufserfahrung und von Kopien der Befähigungsnachweise
Die Bewerber werden gebeten, das elektronische Anmeldeformular auszudrucken, zu unterschreiben, die geforderten Nachweise (Kopien der Befähigungsnachweise) beizufügen und fristgerecht per Einschreiben (es gilt das Datum des Poststempels) an den Prüfungsausschuss unter folgender Anschrift zu senden:
Prüfungsausschuss des internen Auswahlverfahrens


Avenue de Cortenbergh, 80 (C80)


1049 Brüssel




Referenz: COM/INT/EU2/10/AD5 
ACHTUNG: Ein Lebenslauf gilt nicht als Nachweis.

V.
ZULASSUNGSTESTS 
1.
Zulassung zu den Tests

Zu den Zulassungstests werden diejenigen Bewerber eingeladen, die laut ihrer elektronischen Anmeldung die Zulassungsbedingungen in Abschnitt III erfüllen.
2.
Ablauf der Zulassungstests

a) Test, bestehend aus einer Reihe von Multiple-Choice-Fragen zur Beurteilung der allgemeinen Fähigkeiten und Kompetenzen im Bereich des sprachlogischen Denkens.


Dieser Test wird mit 0 bis 50 Punkten bewertet.
b) Test, bestehend aus einer Reihe von Multiple-Choice-Fragen zur Beurteilung der allgemeinen Fähigkeiten und Kompetenzen im Bereich des Zahlenverständnisses.


Dieser Test wird mit 0 bis 50 Punkten bewertet.
Die erforderliche Mindestpunktzahl für die Tests a) und b) zusammen beträgt 50 Punkte.

Bei den Zulassungstests führen falsche Antworten nicht zu einem Punktabzug.

Die Zulassungstests werden computergestützt durchgeführt, sind in der Sprache 2 des Bewerbers (Deutsch, Englisch oder Französisch) abzulegen und finden in speziellen Testzentren in oder gegebenenfalls auch außerhalb der Europäischen Union statt.
VI.
INTERNES AUSWAHLVERFAHREN – PRÜFUNGEN
Zum internen Auswahlverfahren lässt der Prüfungsausschuss nur Bewerber zu, die in den Zulassungstests zusammen die erforderliche Mindestpunktzahl erreicht haben.
1. Prüfung der Zulassungsberechtigung

Unter den Bewerbern, die in den Zulassungstests insgesamt die erforderliche Mindestpunktzahl erreicht haben, lässt der Prüfungsausschuss nur diejenigen zu, die die Bedingungen in Abschnitt III erfüllen.
Den Bewerbern wird persönlich mitgeteilt, ob sie vom Prüfungsausschuss zugelassen wurden.
2.
Prüfungen 

Das interne Auswahlverfahren umfasst eine schriftliche und eine mündliche Prüfung.

Die Dauer der Prüfungen wird vom Prüfungsausschuss festgelegt und den Bewerbern bei der Einladung zur Prüfung mitgeteilt.
a) Schriftliche Prüfung
Die schriftliche Prüfung findet in der Sprache 2 des Bewerbers statt (Deutsch, Englisch oder Französisch). Die Bewerber müssen die Prüfungen in der gleichen Sprache ablegen wie die Zulassungstests. 
Eine Prüfung über ein Thema nach Wahl (aus folgenden Bereichen: Recht, Wirtschaft, Mikroökonomie/Unternehmensführung, Informatik oder europäische öffentliche Verwaltung), gegebenenfalls anhand eines Dossiers, beispielsweise einer Fallstudie, um die Fähigkeit der Bewerber zu testen, die unter Abschnitt II aufgeführten Aufgaben eines Verwaltungsrates (AD5) auszuführen. Insbesondere getestet werden
— die Kenntnisse,

— die Fähigkeit, einen Sachverhalt zu verstehen, zu analysieren und zusammenzufassen sowie

— die redaktionellen Fertigkeiten.

Diese Prüfung wird mit 0 bis 50 Punkten bewertet (erforderliche Mindestpunktzahl: 25 Punkte).
Die schriftliche Prüfung findet in Brüssel und Luxemburg statt. Eine Änderung des Prüfungsortes ist nur in Ausnahmefällen möglich, sofern dies aus dienstlichen Gründen erforderlich und ordnungsgemäß begründet ist. Der Termin wird den Bewerbern bei der Einladung zur Prüfung über das EPSO-Konto mitgeteilt.

Der Zeitpunkt der schriftlichen Prüfungen kann nicht auf Wunsch der Bewerber geändert werden. Er wird den Bewerbern bei der Einladung zur Prüfung über das EPSO-Konto mitgeteilt.
b)
Mündliche Prüfung
Nach der Korrektur der schriftlichen Prüfung lädt der Prüfungsausschuss diejenigen Bewerber zur mündlichen Prüfung ein, die die 120 besten Ergebnisse und die Mindestpunktzahl
 erzielt haben.

Die mündliche Prüfung besteht aus einem Gespräch, das der Bewerber in den Sprachen 1 und 2 mit dem Prüfungsausschuss führt. Beurteilt wird hierbei Folgendes:

· die Fähigkeit, die Aufgaben eines Verwaltungsrates (AD5) auszuführen,

· Wissen über die Europäische Union, ihre Organe und ihre Politik,

· Motivation und Anpassungsvermögen an ein multikulturelles Arbeitsumfeld im europäischen öffentlichen Dienst.

Die mündliche Prüfung wird mit 0 bis 50 Punkten bewertet (erforderliche Mindestpunktzahl: 25 Punkte).
Die mündliche Prüfung findet in Brüssel statt. Unter bestimmten außergewöhnlichen Umständen kann der Prüfungsausschuss jedoch auf Antrag des Bewerbers eine Änderung der Termin akzeptieren, sofern dadurch nicht der ordnungsgemäße Ablauf des Auswahlverfahrens gestört wird.
VII. 
AUFNAHME IN DIE RESERVELISTE
Der Prüfungsausschuss nimmt diejenigen Bewerber in die Reserveliste auf, die in den mündlichen und schriftlichen Prüfungen (Abschnitt VI) insgesamt die besten Ergebnisse und in jeder einzelnen Prüfung die erforderliche Mindestpunktzahl erreicht haben; die Anzahl der erfolgreichen Prüfungsteilnehmer ist Abschnitt I Punkt 2 zu entnehmen
. 
Die Namen auf der Reserveliste sind in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt. 
Die Reserveliste gilt bis zum 31. Dezember 2011. Sie wird in den Verwaltungsmitteilungen veröffentlicht. 
VIII. 
ANTRAG AUF ÜBERPRÜFUNG – RECHTSMITTEL – BESCHWERDE BEIM EUROPÄISCHEN BÜRGERBEAUFTRAGTEN
Siehe Anhang 

IX.
ERNENNUNG
Mit der Aufnahme in die Reserveliste können die erfolgreichen Bewerber ernannt werden (bei Zeitbediensteten als Beamte auf Probe), um ausschließlich innerhalb der Europäischen Kommission Aufgaben eines Beamten der Funktionsgruppe Administration (AD5) wahrzunehmen.

Wird den erfolgreichen Bewerbern auf der Reserveliste eine Stelle angeboten, so haben sie zum gegebenen Zeitpunkt zur Feststellung der Übereinstimmung die Originale aller verlangten Unterlagen vorzulegen, sofern diese sich nicht bereits in ihrer Personalakte befinden.

Einstellungen aus der Reserveliste erfolgen nach Maßgabe des Beamtenstatuts und entsprechend der Verfügbarkeit von Haushaltsmitteln.

X.
ALLGEMEINE HINWEISE
1. 
Kontakte zu den Bewerbern

Die angemeldeten Bewerber können sich über das Portal My IntraComm auf der Website „Personal und Verwaltung“ unter der Rubrik "Auswahlverfahren“ über den allgemeinen Fortgang des Auswahlverfahrens informieren:  http://myintracomm.ec.europa.eu/hr_admin/de/competitions/Seiten/index.aspx
Auf personenbezogene Informationen (Einladungen zu den Zulassungstests und den Prüfungen des internen Auswahlverfahrens, Prüfungsergebnisse) haben die Bewerber ausschließlich über ihr EPSO-Konto Zugriff, das über die Verwaltungsmitteilung Nr.04-2010 vom 22. Januar 2010 zugänglich ist und für das der bei der Anmeldung gewählte Benutzername und das zugehörige Passwort anzugeben sind. Die Bewerber müssen die in ihrem EPSO-Konto gespeicherte Postanschrift und E-Mail-Adresse stets auf dem laufenden Stand halten. Bewerber, die nicht in der Lage sind, ihre Informationen über ihr EPSO-Konto zu konsultieren, haben sich umgehend per E-Mail an das Sekretariat des Prüfungsausschusses zu wenden (Funktionsmailbox EPSO COM-INT-EU2-10-AD5).
Der Schriftwechsel im Zusammenhang mit dem Auswahlverfahren erfolgt ausschließlich über die Funktionsmailbox EPSO-COM-INT-EU2-10-AD5 und/oder das jeweilige EPSO-Konto der Bewerber.
Der Schriftwechsel mit der Verwaltung erfolgt grundsätzlich in der für die Zulassungstests gewählten Sprache.
Die Bewerber erhalten die Unterlagen aus ihrer Bewerbungsakte nicht zurück.

Im gesamten die Bewerbung betreffenden Schriftverkehr sind der Name, unter dem die Bewerbung läuft, die mitgeteilte Nummer des Auswahlverfahrens sowie die bei der elektronischen Anmeldung zugewiesene Nummer anzugeben.

Sollte zu irgendeinem Zeitpunkt des Verfahrens festgestellt werden, dass die Angaben in Bezug auf die Zulassungsbedingungen nicht zutreffen, wird die Zulassung zum Auswahlverfahren für ungültig erklärt.

2.
Anträge auf Einsichtnahme in die eigenen Prüfungsunterlagen

Im Rahmen der Auswahlverfahren haben die Bewerber das Recht, unter nachstehenden Bedingungen bestimmte, sie unmittelbar und persönlich betreffende Informationen einzusehen. So können sie auf Antrag zusätzliche Auskünfte zu ihrer Teilnahme am internen Auswahlverfahren erhalten. Die Anträge auf Auskunft sind schriftlich innerhalb eines Monats nach Mitteilung der im Auswahlverfahren erzielten Ergebnisse über die Funktionsmailbox EPSO COM-INT-EU2-10-AD5 an das Sekretariat des Prüfungsausschusses zu richten. Eine Antwort erfolgt innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags. Die Anträge werden unter Beachtung der Vertraulichkeit der Arbeiten der Prüfungsausschüsse (Anhang III Artikel 6 des Statuts) bearbeitet. 
3.
Schutz personenbezogener Daten

Bei der Behandlung der personenbezogenen Daten der Bewerber wird die die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr in vollem Umfang eingehalten, insbesondere was die Vertraulichkeit und Sicherheit dieser Daten betrifft (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 8 vom 12. Januar 2001).

4.
Spezielle Prüfungsregelungen für besondere Situationen und Bewerber mit Behinderung 
Sofern möglich werden angemessene Vorkehrungen getroffen, um Menschen mit Behinderung die gleichberechtigte Teilnahme am Auswahlverfahren zu gewähren. Ebenso wird erfolgreichen Bewerbern mit einer Behinderung später durch geeignete Vorkehrungen und Maßnahmen geholfen, eine Stelle anzutreten und die damit verbundenen Aufgaben wahrzunehmen.
Bewerber, die eine Behinderung haben oder sich in einer besonderen Situation befinden, die möglicherweise zu Schwierigkeiten beim Prüfungsablauf führt, werden gebeten, das entsprechende Kästchen im elektronischen Anmeldeformular anzukreuzen und mitzuteilen, welche Vorkehrungen sie für notwendig erachten, um die Teilnahme an den einzelnen Tests und Prüfungen zu erleichtern.
Die betreffenden Bewerber werden gebeten, ein ärztliches Attest oder die Bescheinigung der Stelle, die die Behinderung bestätigt, vorzulegen.

Nach Prüfung der Nachweise können entsprechend den eingereichten Anträgen angemessene, auf den jeweiligen Fall abgestimmte Vorkehrungen getroffen werden, sofern sie keinen unverhältnismäßigen Aufwand bedeuten.

Treten die vorstehend beschriebenen Umstände nach der Anmeldung ein, so teilen die Bewerber dies unverzüglich dem Sekretariat des Prüfungsausschusses über die Funktionsmailbox EPSO COM-INT-EU2-10-AD5 gemäß den oben angegebenen Modalitäten mit.
.
ANHANG 

AntrAg auf ÜBERprüfung – Rechtsmittel – Beschwerde beim europäischen Bürgerbeauftragten

Da die Statutsbestimmungen sowohl für die Zulassungstests als auch für das Auswahlverfahren gelten, weist die Kommission darauf hin, dass alle Arbeiten gemäß Anhang III des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften der Geheimhaltungspflicht unterliegen und dass die Bewerber in jeder Phase der Auswahlverfahren (Zulassungstests und allgemeines Auswahlverfahren) bei einer sie beschwerenden Entscheidung folgende Schritte einleiten können: 
· Antrag auf Überprüfung
Sie können innerhalb von 10 Kalendertagen nach Absendung des Schreibens, mit dem die Entscheidung mitgeteilt wurde, schriftlich unter Angabe von Gründen ein Ersuchen um Überprüfung an folgende Stelle richten: 

Sekretariat des Prüfungsausschusses (internes Auswahlverfahren)

Avenue de Cortenbergh, 80 (C80)


B- 1049 Brüssel

Referenz: COM/INT/EU2/10/AD5


oder per E-Mail an EPSO COM-INT-EU2-10-AD5
Das Sekretariat des Prüfungsausschusses übermittelt dem Amt für Personalauswahl die Anträge auf Überprüfung, sofern dieses hierfür zuständig ist. Der Bewerber erhält schnellstmöglich eine Antwort.
· Rechtsbehelf
· Die Bewerber können eine Beschwerde gemäß Artikel 90 Absatz 2 des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften in einfacher Ausfertigung einreichen, und zwar auf einem der folgenden Wege:
· per E-Mail (vorzugsweise PDF-Format) an die Funktionsmailbox HR MAIL D2 (HR-MAIL-D2@ec.europa.eu ) oder 
· per Fax an die Nummer (32-2) 295 00 39 oder 
· schriftlich an die Adresse SC11 4/57 oder 
· durch Abgabe eines Schreibens bei der Adresse SC11 4/57 (von 9.00 - 12.00 Uhr und von 14.00 - 17.00 Uhr). 
Die zwingenden Fristen von drei Monaten (siehe hierzu das Statut der Beamten der Europäischen Gemeinschaften - http://europa.eu/eur-lex) für diese Verfahrensarten beginnen mit der Mitteilung der beschwerenden Entscheidung.

Die Bewerber sollten beachten, dass die Anstellungsbehörde nicht befugt ist, die Entscheidungen eines Prüfungsausschusses zu ändern. Nach gängiger Rechtsprechung verfügen die Prüfungsausschüsse über ein weites Ermessen, das vom Gemeinschaftsrichter nur überprüft werden kann, wenn ein offensichtlicher Verstoß gegen die Vorschriften über die Arbeitsweise des Prüfungsausschusses vorliegt. 
· Die Bewerber können Rechtsmittel gemäß Artikel 270 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und Artikel 91 des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften bei folgender Stelle einlegen:


Gericht für den öffentlichen Dienst der Europäischen Union

Boulevard Konrad Adenauer

L-2925 Luxemburg

· Beschwerde beim Europäischen Bürgerbeauftragten

Wie alle Bürger der Europäischen Union können auch die Bewerber eine Beschwerde an den Bürgerbeauftragten richten:


Europäischer Bürgerbeauftragter 

1, Avenue du Président Robert Schuman -BP 403

F- 67001 Straßburg Cedex
Hierbei gelten die Bestimmungen von Artikel 228 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und die Voraussetzungen, die im Beschluss des Europäischen Parlaments vom 9. März 1994 über die Regelungen und allgemeinen Bedingungen für die Ausübung der Aufgaben des Bürgerbeauftragten (94/262/EGKS, EG, Euratom) festgelegt sind (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 113 vom 4. Mai 1994).

Es wird darauf hingewiesen, dass die zwingende Frist, die gemäß Artikel 90 Absatz 2 und Artikel 91 des Statuts für die Einreichung einer Beschwerde und für die Einlegung eines Rechtsmittels beim Gericht für den öffentlichen Dienst gemäß Artikel 270 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union gilt, durch die Befassung des Bürgerbeauftragten nicht ausgesetzt wird. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass gemäß Artikel 2 Absatz 4 der genannten allgemeinen Ausübungsbedingungen jeder Beschwerde beim Bürgerbeauftragten die geeigneten administrativen Schritte bei dem betreffenden Organ oder der betreffenden Institution vorausgegangen sein müssen.
� ohne Nachteil für Bewerber mit gleicher Punktzahl


� ohne Nachteil für Bewerber mit gleicher Punktzahl 
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